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Die Verbreitung des neuen 
Coronavirus schränkt das 
öffentliche, wirtschaftliche 

und soziale Leben in Europa und darüber hi-
naus in einer Weise ein, wie wir uns das bis 
vor kurzem kaum hätten vorstellen können. 

Um die gesundheitlich Geschwächten zu schützen 
und eine bestmögliche Gesundheitsversorgung 
aller Infizierten sicherzustellen, kommen weite 
Teile unseres gewöhnlichen Alltagslebens zum 
Erliegen. Schulen, Universitäten, Museen, Biblio-
theken, Bars und viele Geschäfte sind geschlos-
sen, Konzerte, Messen, die Fußballeuropa­
meisterschaft und andere Großveranstaltungen 
sind verschoben oder abgesagt. Gearbeitet wird, 
wo das möglich ist, von Zuhause. Kurzarbeit, 
staatliche Kredite und Garantien, Steuerstundun­
gen, Zuschüsse und dergleichen sollen dazu bei-
tragen, die wirtschaftlichen Folgen und sozialen 
Härten abzumildern. Persönliche Begegnungen 
werden auf ein Minimum reduziert. Zeit, inne zu 
halten und sich zu fragen, was wir da im Moment 
eigentlich erleben.

Stillstand in Europa? 

Vieles liegt derzeit im Unklaren. Wir wissen nicht, 
wie lange der Ausnahmezustand anhalten wird, 
wie massiv uns die wirtschaftlichen Folgen treffen 
werden und wie sehr wir alle und unser Umfeld 
von der Krankheit und ihren Folgen persönlich be-
troffen sind. Im Moment gilt es, die Infrastrukturen 
zur medizinischen Krisenbewältigung zu stärken 
und die weitere Ausbreitung der Krankheit durch 
Maßnahmen der sozialen Isolierung zu verlang­
samen. Trotz aller Unwägbarkeiten ist gewiss: Die 
Corona-Welle wird ihren Höhepunkt überschreiten 
und wir werden allmählich das Niveau der Schutz-
maßnahmen reduzieren können, insbesondere 
wenn ein Impfstoff die Verbreitung der Krankheit 
eindämmt bzw. die Schwere der Krankheitsver-
läufe reduziert. 

Trotz dieser Gewissheit ist nicht sicher, dass wir 
die Krise mit unseren üblichen Routinen meistern 
können und danach alles wieder werden wird wie 
davor. Sind wir bereit, solidarisch füreinander 
einzustehen und massiv zurückzustecken, um 
größeres Unheil abzuwenden? Wie sehr wird uns 
die Wirtschaftskrise treffen, insbesondere da die 
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Coronagipfel auf Distanz: EU-Ratspräsident Charles Michel bei der Videokonferenz am 17.03.2020 – 
„Das Virus breitet sich in alle Mitgliedsländer aus.“ 		  Quelle: European Council, Council of 
the European Union, https://newsroom.consilium.europa.eu/collections/eu-action-against-covid-19/
eu-leaders-video-conference-on-covid-19-video-conference-17-03-20-bru-10181/102520
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ner Länder zweifeln, wird die 
Eurogruppe handeln müssen. 
EZB-Chefin Lagarde versucht 
die Märkte mit Wertpapierkäu-
fen im ganz großen Stil zu be-
ruhigen, aber das alleine wird 
nicht reichen, wie sie selbst 

betont. Vielleicht ermöglicht der gesundheitliche 
Notstand, was bislang politisch unmöglich war: 
zur Überwindung der Krise auch fiskalpolitisch in 
größerem Maßstab europäisch zu handeln. 

Bewährungsprobe für lange 
Zeit

Sicher ist: Die Folgen der Krise werden uns noch 
lange beschäftigen – auch nach dem Eindämmen 
der Pandemie als solcher. In ihr können wir wach-
sen oder scheitern. Wir stehen am Beginn einer 
langen Bewährungs- und möglicherweise auch 
Zerreißprobe – gesellschaftlich und europäisch. 
Die Krise kann alte Ressentiments stärken, wie 
der Blick auf die Diskussion um den deutschen 
„Patienten 0“ oder die Auseinandersetzungen um 
Lebensmittel in Grenzregionen zeigt. In Anbe-
tracht der durchaus beachtlichen Unterstützung 
Chinas, das Masken, Beatmungsgeräte sowie 
Ärzte und Pflegepersonal in großem Umfang nach 
Europa schickt,3 müssen wir uns fragen, was wir 
trotz der angespannten Lage auch über Länder-
grenzen hinweg füreinander tun können. 

Ein Blick auf die vergangenen Krisen zeigt, wieviel 
für unsere demokratischen Institutionen auf dem 
Spiel steht: Vertrauen erodiert, wenn die Politik 
im Krisenmanagement versagt und es nicht ge-
lingt, als handlungsfähig wahrgenommen zu wer-
den. Ebenso wichtig ist es, dass die Krise soziale 
Ungleichheiten nicht weiter verstärkt. Wer das 
Gefühl hat, dass seine Interessen nicht (hinrei-
chend) berücksichtigt sind, läuft leicht jenen hin-
terher, die vorgeben, alles anders zu machen. 

Eileen Keller	 keller@dfi.de

1	 Vgl. Marie-José Fleury: Epidémie Coronavirus SARS-
CoV-2, COVID-19 et l’Union européenne : Que fait l’Union 
européenne … ? https://www.sauvonsleurope.eu/wp- 
content/uploads/2020/03/Article-COVID19-UE.pdf
2	 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/
detail/de/ip_20_386
3	 Marina Kormbaki: China will in der Corona-Krise helfen: 
Nächstenliebe oder Propaganda? 19.3.2020, Redaktions-
netzwerk Deutschland, https://www.rnd.de/politik/corona-
china-hilft-europa-in-krise-nachstenliebe-oder-propaganda-
WD44UZDTSFEM7PPHWNOEGVLLM4.html
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letzte schwere Krise nur gut zehn Jahre zurück 
liegt und viele Staaten schon jetzt hoch verschul-
det sind? Was es bedeuten würde, wenn Produk­
tion und Konsum in weiten Teilen der Welt im 
großen Maßstab und über längere Zeit herunter-
gefahren werden müssten, weiß keiner. Müssen 
wir uns auf weitaus drastischere Maßnahmen als 
in der Vergangenheit einstellen, um die Krise zu 
überwinden?

Ähnlich wie die Finanzkrise, die die Weltwirt-
schaft ab 2008 in ihren Sog gezogen hat, ist auch 
die Corona-Krise eine Ausnahmesituation, die wir 
in dieser Form nicht ständig erleben werden. 
Trotzdem wirft sie grundsätzliche Fragen auf und 
lässt uns Gewissheiten hinterfragen, die uns über 
das unmittelbare Krisenmanagement und über 
die Bewältigung von Großkrisen hinaus beschäfti-
gen werden: Wieviel ist uns eine flächendeckende 
Versorgung mit Gesundheitsdienstleistungen 
wert, die auch Belastungssituationen, die über 
das normale Maß hinausgehen, abfedern kann? 
Was ist ein fairer Lohn für medizinisches Perso-
nal, das für seine Arbeit unter Umständen seine 
eigene Gesundheit riskiert? Wieviel Versorgungs-
sicherheit mit Medikamenten und medizinischem 
Knowhow brauchen wir in Europa? Was kann 
marktwirtschaftlicher Wettbewerb im Gesund-
heits- und Medizinbereich leisten und wo muss 
der Staat gegebenenfalls eingreifen, um vitale In-
teressen seiner Bevölkerung zu sichern?

Krisenherd Europa 

Auch wenn derzeit jeder in Europa mit sich be-
schäftigt ist und die Gesundheitsversorgung in 
der Verantwortung der Mitgliedsstaaten liegt, 
sollte dies nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
die Herausforderung letztlich auch eine europä-
ische ist. Europa ist dicht besiedelt. Wir leben in 
einem gemeinsamen Binnenmarkt, in dem sich 
jeder, abgesehen von Ausnahmesituationen, frei 
bewegen, leben und arbeiten kann. Das ist eine 
der großen Errungenschaften der Nachkriegszeit. 

Wir verlieren alle, wenn es nicht gelingt, die Ver-
sorgung mit Lebensmitteln und anderen wich-
tigen Gütern auch in Krisenzeiten über die Gren-
zen hinweg sicherzustellen. Das gilt auch für die 
Zusammenarbeit zur Krisenbekämpfung. Wenn 
das Schutzniveau wieder abgesenkt wird, ist es 
wichtig, dass Informationen zu Infektionsherden 
und -ketten unmittelbar geteilt werden. Auch vom 
Austausch über den medizinisch-administrativen 
Umgang mit dem Virus können letztlich alle profi-
tieren. Dieser ist im Übrigen auch insti- 
tutionell bereits vorgesehen.1

Ebenso ist es sinnvoll, Expertise und Energie im 
Bereich der Virusbekämpfung europäisch zu bün-
deln. Dass die Europäische Kommission schnell 
und unbürokratisch Forschungsgelder für die Ent-
wicklung von Impfstoffen, Schnelldiagnosetests 
und neuen Behandlungsmethoden bereitstellt, ist 
genau das richtige Signal.2 Nach der Krise ist der 
europäische Rahmen ebenfalls der sachlich rich-
tige, um über eine Notfallbevorratung mit Medi-
zinprodukten und deren Produktion vor Ort nach-
zudenken – es wäre völlig inneffizient, wenn das 
27 Mitgliedsstaaten parallel machten.

Nicht zuletzt ist die Corona-Krise in ihren wirt-
schaftlichen Auswirkungen eine gesamteuropä-
ische Herausforderung. Spätestens wenn die Fi-
nanzmärkte an der Schuldentragfähigkeit einzel-

Quelle: Johannes Kalliauer, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=87960050

Zahl der
Infizierten

ohne Vorkehrungen

Kapazität des 
Gesundheitssystems

           Vorkehrungen wie

soziale Distanzierung
Telework

Zeit ab der ersten Infektion

Tweet der Kommissions
präsidentin von der Leyen 
vom 17.3.2020  

mailto:keller@dfi.de
https://www.sauvonsleurope.eu/wp-content/uploads/2020/03/Article-COVID19-UE.pdf
Article-COVID19-UE.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_386
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_386
https://www.rnd.de/politik/corona-china-hilft-europa-in-krise-nachstenliebe-oder-propaganda-WD44UZDTSFEM7PPHWNOEGVLLM4.html
https://www.rnd.de/politik/corona-china-hilft-europa-in-krise-nachstenliebe-oder-propaganda-WD44UZDTSFEM7PPHWNOEGVLLM4.html
https://www.rnd.de/politik/corona-china-hilft-europa-in-krise-nachstenliebe-oder-propaganda-WD44UZDTSFEM7PPHWNOEGVLLM4.html
https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=87960050


dfi analyse 3

dfi aktuell	 1|2020

Traditionell kommt den 
Kommunalwahlen in 
Frankreich eine wichti-

ge Bedeutung zu, denn sie geben zwi-
schen den alle fünf Jahre stattfindenden 
Präsidentschaftswahlen Auskunft über 
die Popularität von Regierung und Oppo-
sition. 

Auch in diesem Jahr ist das wieder so, wenn-
gleich die wahlberechtigten Bürgerinnen und 
Bürger natürlich in erster Linie aufgerufen wa-
ren, die über 500.000 Mandatsträger in den 
34.968 französischen Städten und Gemein-
den zu bestimmen und damit indirekt auch die 
Bürgermeister Frankreichs zu wählen. Trotz 
der sehr widrigen Umstände konnte die erste 
Runde der Kommunalwahl am 15. März statt-
finden, wenn auch mit einer recht geringen 
Wahlbeteiligung. Immerhin wurden dabei gut 
85 % der Gemeinderäte und Bürgermeister be-
reits in der ersten Runde gewählt. Spannend 
ist nun die Situation insbesondere in den 
großen Städten, wo Stichwahlen nötig sind, in 
deren Vorfeld es zu diskreten Absprachen und 
oft unerwarteten Listenverbindungen kommt. 
In der aktuellen Krisensituation sah sich die 
Regierung jedoch genötigt, den Termin der 
Stichwahl, zunächst am 22. März vorgesehen, 
auszusetzen. Geplant ist nun, bei allen Vor­
behalten, ein Termin im Juni. 

Damit betritt Präsident Macron Neuland, denn 
„zur Hälfte“ durchgeführte Wahlen hat es in 
der V. Republik noch nie gegeben. Niemand 
weiß im Moment, ob die eigentlich gültigen 

Demokratie im Ausnahmezustand: 
Kommunalwahlen während der Corona-Epidemie

Ergebnisse der ersten Runde Bestand haben 
werden, und wie sich die Zwangspause durch 
das Virus auf die zweite Runde der Wahl aus-
wirken wird. Die noch ausstehenden Ent-
scheidungen treffen dabei fast alle auf ein 
landesweites Interesse. Drei Gründe sind da-
für ausschlaggebend:

Erstens zeigt die Wahl den Grad der Zustim-
mung zu Präsident Macron und seiner um-
fangreichen Reformagenda. Bisher konnte er 
gegen alle Kritik an seinen Reformen für sich 
in Anspruch nehmen, 2017 weitestgehend 
mit dem Programm gewählt worden zu sein, 
das er nun umsetzt. Eine Mehrheit hatte für 
den Präsidenten und dann in der Parlaments-
wahl für seine Partei gestimmt. Die heftigen 
Auseinandersetzungen zuletzt um die Renten­
reform werfen aber die Frage auf, ob die 
mehrheitliche Zustimmung zu seinem 
Reformprogramm nach wie vor gegeben ist. 
Und in der Tat haben viele Kandidaten der 
Präsidentenpartei schlecht abgeschnitten. 
Sie können zwar in der Stichwahl antreten, 
meistens dann jedoch in Situationen mit drei 
oder vier konkurrierenden Listen. Dabei müs-
sen die Kandidaten der Präsidentenpartei 
fast duchweg aus einer Minderheitenposition 
heraus verhandeln, um Teil einer Liste zu wer-
den, die Chancen auf den Wahlsieg hat.

Zweitens zeigen die Ergebnisse der Kommu-
nalwahl, inwieweit es Macrons Bewegung 
La République en Marche (LaREM) gelungen 
ist, sich dauerhaft im französischen Parteien-
system zu etablieren. Bisher fehlte der Bewe-
gung die lokale Verankerung (bei den letzten 
Kommunalwahlen 2014 existierte LaREM 
noch nicht einmal). Die Basisstrukturen der 
Partei, die die Rolle von Ortsvereinen über-
nehmen, sind zumeist themenbezogene Netz-
werke, und ihre Existenz hängt von der Initia-
tive einzelner Mitglieder ab. Entsprechend 
schwer fiel es LaREM, konkurrenzfähige Lis­
ten aufzustellen. Vor diesem Hintergrund ver-
folgte die Partei letztlich die Strategie, sich 
auf Städte und Gemeinden zu konzentrieren, 
in denen tatsächlich die Chance bestand, das 
Rathaus zu erobern. Andernorts unterstützte 
sie Kandidaten der traditionellen Parteien – 
mit dem vorrangigen Ziel, ein Erstarken des 
Rassemblement national zu verhindern, was 
insgesamt auch funktioniert hat. Auch die 
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ideologische Ausrichtung der Bewegung ist für viele An-
hänger und Bürger noch unklar. Während Macron die 
Präsidentschaftswahl mit einem sozialliberalen Profil für 
sich entschieden hatte und viele enttäuschte Sozialde-
mokraten sich für ihn engagiert hatten, tragen die seit-
her umgesetzten Reformen die deutlich wirtschaftslibe-
ralere Handschrift von Premierminister Philippe, der ja 
von den bürgerlichen Rechten kam. 

Im Vorfeld der Kommunalwahlen spitzte sich der Kampf 
um die politische Ausrichtung der Partei noch zu. In vie-
len Gemeinden und nicht zuletzt im national besonders 
beachteten Pariser Wahlkampf gelang es der Präsi-
dentenpartei nicht, konkurrierende Kandidaten und ver-
schiedene Listen aus dem eigenen Lager zu verhindern. 
Neben persönlichen (enttäuschten) Karriereambitionen 
versteckt sich dahinter auch die Auseinandersetzung um 
die programmatische Linie der Partei. Die Abspaltungen 
und konkurrierenden Kandidaturen im Vorfeld der Kom-
munalwahl vergifteten jedoch das Meinungsklima in der 
Partei und haben wichtige Stimmen auf dem Weg in die 
Rathäuser gekostet.

Im Pariser Fall zum Beispiel ist es dem prominenten 
Mathematikgenie Cédric Villani, der für Macrons Partei 
2017 ins Parlament gewählt worden war, gelungen, in 
allen Arrondissements eigene Listen mit Kandidaten auf-

„Rettet Leben, bleibt daheim“, fordert die 
französische Regierung ihre Bevölkerung auf. 
Quelle: https://www.elysee.fr/

Wahlplakat in Strasbourg. 		       Quelle: dfi
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großen Städten. Neben den Wahlsiegen in Stras-
bourg und Grenoble standen sehr gute Resultate 
unter anderem in Bordeaux (nur sechs Stimmen 
hinter dem Wahlsieger aus dem bürgerlichen 
Lager) und Lyon. 

Trotz der außergewöhnlichen Umstände lassen 
sich also einige Schlussfolgerungen aus dieser 
ersten Runde der Kommunalwahlen ziehen. Die 
Wählerinnen und Wähler orientieren sich durch-
aus an den konkreten Vorschlägen der Kandi-
daten für eine lokale Agenda. Glaubwürdigkeit, 
lokale Kompetenz und Präsenz vor Ort zahlen sich 
hier aus. Gerade in den größeren Städten sind die 
lokalen Prioritäten aber auch übergeordnete, 
nationale Themen, die die Bürger bewegen – wie 
Lebensqualität in Zeiten von Klimawandel und 
Feinstaubbelastung, nachhaltige Mobilität, das 
Angebot an öffentlichen Dienstleistungen und 
die Frage nach der Sicherheit von Personen und 
Gütern im öffentlichen Raum. 

Nach der ersten Runde der Kommunalwahlen 
lässt sich außerdem festhalten, dass die Kandi-
daten, die im Namen der Partei von Präsident 
Macron antraten, in den genannten Politikfeldern 
mit ihren Vorschlägen nur zum Teil überzeugen 
konnten.

Stefan Seidendorf	 seidendorf@dfi.de
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zustellen, obwohl er nicht über die offizielle 
Unterstützung der Präsidentenpartei verfügte. 
Das hat die „offiziellen“ Kandidatin der 
Präsidentenpartei, der ehemaligen Gesundheits-
ministerin Agnès Buzyn, wichtige Stimmen ge­
kostet (s. eigener Bericht zu Paris).

Drittens richtet sich der Blick schließlich auf die 
Opposition. Nach dem Zusammenbruch des 
etablierten französischen Parteiensystems in der 
Wahl 2017 war die Kommunalwahl die letzte 
Chance für die traditionsreiche sozialistische Par-
tei (PS) und die bürgerlichen Républicains (LR), 
sich in der Breite neu aufzustellen und zu organi-
sieren und nicht zuletzt über die lokal errungenen 
Mandate Zugang zur Parteienfinanzierung zu er-
halten. In vielen Städten zeigt sich, dass die von 
Emmanuel Macron und Marine Le Pen behaupte-
te und von vielen Beobachtern geteilte Wahrneh-
mung der Überwindung des politischen Links-
Rechts-Konflikts zugunsten eines Konflikts zwi-
schen „Weltbürgern“ und „Patrioten“ (Le Pen) 
möglicherweise verfrüht war. Obwohl die zerstrit-
tenen Sozialisten nach wie vor kaum kampagnen-
fähig sind, konnten sie in den Umfragen vor der 
Wahl deutlich zulegen, wenn sie sich, wie etwas 
überraschend etwa in Strasbourg, hinter einer 
prominenten Kandidatin zusammenschlossen und 
diese energisch und offensiv einen Wahlkampf zu 
Themen führte, die die Bürger bewegen. Dabei 

bediente Catherine Trautmann, die ehemalige 
Bürgermeisterin Strasbourgs, durchaus eine 
eher „linke“ Agenda: die konsequente Auswei-
tung des öffentlichen Nahverkehrs, die Bekämp-
fung der Feinstaub- und Umweltbelastung durch 
Reduzierung des Individualverkehrs und Vor-
schläge zur „sozialen Stadt“. Sie erreichte damit 
aus zunächst aussichtsloser Situation noch 
einen dritten Platz, ganz knapp hinter dem Kan-
didaten der Präsidentenpartei LaREM und der 
Wahlsiegerin von den Grünen. 

In Paris zeigte sich ein ähnliches Phänomen. 
Neben der immer noch vorhandenen Zustim-
mung zur sozialistischen Amtsinhaberin Anne 
Hidalgo war das Abschneiden der ehemaligen 
Justizministerin Nicolas Sarkozys, Rachida Dati, 
überraschend. Dati führte einen engagierten 
Wahlkampf in allen Pariser Vierteln und profi-
tierte von ihrer Glaubwürdigkeit aufgrund ihrer 
lokalen Verankerung (als Bürgermeisterin im 
VII. Arrondisement). Dabei bediente sie durch-
weg eine „rechte“ Agenda, die sich um die 
Sauberkeit der Stadt, die Förderung und sogar 
den Ausbau des Individualverkehrs und die 
Sicherheit von Personen und Gütern drehte.

Und nicht zuletzt überraschten die von den fran-
zösischen Grünen aufgestellten Kandidatinnen 
und Kandidaten mit Erfolgen besonders in den 

Wahlen in Paris 

Seit der ersten Kommunal-
wahl, bei der die Pariser 
Bürger auch über den künf-

tigen Bürgermeister entscheiden konnten 
(erstmals 1977), kommt der Hauptstadtwahl 
ein besonderes Interesse zu. 

Wer es schafft, in der Hauptstadt gewählt zu wer-
den, erreicht damit fast automatisch eine landes-
weite politische Bedeutung, denn der Haushalt 
von mehr als elf Milliarden Euro, die 50.000 kom-
munalen Bediensteten, über die der Bürger­
meister verfügt, und nicht zuletzt die mehr als 
zwei Millionen Einwohner der Hauptstadt stellen 
echte Machtfaktoren dar.

Das Wahlsystem ist kompliziert – die Pariser 
Kommunalwahlen finden auf Ebene der 
Arrondissements statt. Dort werden die Stadträte Hôtel de Ville (Rathaus), Paris.   Quelle: Patrick Giraud, https://upload.wikimedia.org/wikipedia/

commons/f/f1/Paris_Hotel_de_Ville_01.jpg
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gewählt, die dann ihrerseits den Bürgermeister 
des entsprechenden Arrondissements bestim-
men. Gleichzeitig wählen die Bürger die Stadt-
räte für Paris, die dann wiederum im Pariser 
Stadtrat den Bürgermeister bestimmen. 

Trotz dieser Komplexität waren im Jahr 2020 alle 
Augen auf den Wettkampf dreier Frauen gerich-
tet, die den Wahlsieg unter sich ausmachen 
werden: die sozialdemokratische Amtsinhaberin 
Anne Hidalgo, die seit 2014 an der Spitze der 
Hauptstadt steht, die Kandidatin der bürgerlich-
konservativen Les Républicains (LR), Rachida 
Dati, ehemalige Justizministerin unter Nicolas 
Sarkozy, und die Kandidatin der Präsidentenpar-
tei LaREM, Agnès Buzyn, bis vor kurzem Gesund-
heitsministerin und erst seit dem 16. Februar als 
Ersatz für Benjamin Griveaux in den Wahlkampf 
eingetreten. Dieser hatte sich nach der Verbrei-

Die Themen dieser Pariser Wahl waren die Sau-
berkeit und die Sicherheit des öffentlichen 
Raums, Ökologie, Wohnen und Bildung. Die 
meisten Kandidaten kritisierten die Bürgermei-
sterin im Hinblick auf die Sauberkeit der Haupt-
stadt, die Zunahme der Kriminalität, die Einfüh-
rung von Fahrverboten in bestimmten Gebieten, 
die auf vielen Straßen zu Staus geführt haben, 
und die Betonierung und Verdichtung der Stadt. 
Die Bilanz Anne Hidalgos hinsichtlich der Woh-
nungssituation ist zwiespältig: Die Mieten sind 
nach wie vor sehr hoch, und die 40.000 Sozial-
wohnungen, die während der Amtszeit Hidalgos 
gebaut worden sind, sind nur ein schwaches 
Gegenmittel. 

Rachida Dati und Agnès Buzyn haben ihre Agen-
da insbesondere auf die Themen Sauberkeit und 
Sicherheit ausgerichtet und unter anderem die 
Schaffung einer Kommunalpolizei gefordert, die 
mit tödlichen Waffen auszurüsten sei. Anne 
Hidalgo akzeptiert zwar die Idee einer eigenen 
Stadtpolizei, wendet sich aber gegen die Ausrüs­
tung mit tödlichen Waffen. Auf der linken Seite 
des politischen Spektrums standen dagegen ins-
besondere Vorschläge im Mittelpunkt, die die 
ökologische Situation der Hauptstadt verbessern 
sollen. Schaffung eines Waldes auf dem Rathaus-
vorplatz, Pflanzung von 170.000 Bäumen in Paris 
und eine weitere Verminderung der Abhängigkeit 
vom Auto (Anne Hidalgo), Ausbau neuer Prome-
naden, thermische Gebäudesanierung, vegeta-
rische Alternativen in den Kantinen und Optimie-
rung der Abfallreduzierung (Cédric Villani), Ent-
wicklung von grünen Inseln, Gartenstraßen und 
Neugestaltung der Stadtwälder Bois de Boulogne 
und Bois de Vincennes (Agnès Buzyn) ...

Anne Hidalgo, amtierende  
Bürgermeisterin von Paris. 2

Nach den außergewöhnlichen Umständen des 
ersten Wahlgangs, bei dem die Corona-Epidemie 
zu 54,4 % Enthaltung geführt hatte, bleiben zwei 
große Unbekannte: Zum einen das Datum und die 
Modalitäten des zweiten Wahlgangs, zum anderen 
die Bündnisverhandlungen, die vor dem zweiten 
Wahlgang stattfinden werden. Auch wenn Anne 
Hidalgo mit ihrem guten Abschneiden klar eine 
Favoritenrolle zukommt, könnte ihr das schwache 
Abschneiden der Grünen im ersten Wahlgang doch 
auch schaden. Da Paris sich der „grünen Welle“, 
die die Wahlen andernorts geprägt hat, entzogen 
hat, wird es für Hidalgo nicht reichen, wenn ledig-
lich die Wähler der Grünen in der zweiten Runde 
zusätzlich für sie stimmen. Umgekehrt bieten sich 
Rachida Dati und Agnès Buzyn verschiedene denk­
bare Kombinationen für ein Bündnis, wie während 
einer am 4. März auf dem Nachrichtensender 
LCI ausgestrahlten Kandidaten-Debatte deutlich 

Rachida Dati, Kandidatin der LR. 3

Fortsetzung von Seite 4

tung ihm zugeschriebener intimer Videos zum 
Rückzug entschlossen. Die Umfragen hatten ein 
Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen Anne Hidalgo und 
Rachida Dati vorhergesehen, aber letztendlich 
entschied die Amtsinhaberin mit fast 30 % der 
Stimmen die erste Runde der Wahl deutlich für 
sich. Dati wurde zweite, mit 22,72 % der Stim-
men, vor Agnès Buzyn, die mit nur 17,26 % der 
Stimmen auf dem dritten Platz landete. Trotz der 
Wichtigkeit von Umweltthemen landete der Kan-
didat von Europe Ecologie – Les Verts, David Bel-
liard, lediglich bei 10,79 % der Stimmen, womit 
seine Liste jedoch in der zweiten Runde antreten 
darf. Der LaREM-Dissident Cédric Villani schließ-
lich kam mit 7,88 % der Stimmen auf den fünften 
Platz.

wurde. In Ermangelung von erfolgreichen Ver-
handlungen zu Listenverbindungen könnten im 
zweiten Wahlgang in einigen Arrondissements 
drei, vier oder sogar fünf Listen gegeneinander 
antreten, denn alle Listen, die mehr als 10 % 
der Stimmen in einem Arrondissement erhalten 
haben, können auch am zweiten Wahlgang in 
diesem Arrondissement teilnehmen. 

Zwischen den Unwägbarkeiten, die die Corona­
krise mit sich bringt, dem überraschend deut­
lichen Erfolg der Amtsinhaberin und den immer 
noch möglichen Listenverbindungen gegen sie, 
wird somit auch der zweite Wahlgang in Paris oh-
ne Zweifel hohe landesweite Beachtung erlangen.

Joséphine Pasco	 pasco@dfi.de 

  �Agnès Buzyn, Kandidatin der  
LaREM. 1 

1	� Quelle: Tsaag Valren, https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Agn%C3%A8s_Buzyn_2018-04-06_lancement_strat%C3%A9gie_autisme_2018-2022_(cropped).jpg
2	 Quelle:  Jacques Paquier, https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Anne_Hidalgo-2_(33671093798).jpg
3	� Quelle: Cheep, https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Festival_automobile_international_2016_-_Photocall_-_043_(cropped).jpg
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Präsident Macrons ehrgeizige Rentenreform, 
die er bereits im Wahlkampf skizziert hatte, 
sieht nichts weniger als eine Neubegrün-
dung der französischen Rentenversicherung 
vor. Anstelle der derzeit bestehenden 42 be-
rufsständischen Rentenkassen soll eine ein-
zige, einheitliche Rentenversicherung für alle 
Beitragszahler entstehen. In diese sollen 
auch Beamte, Angestellte im öffentlichen 
Dienst und Selbständige einzahlen. Statt der 
bisher relevanten einbezahlten „Trimester“ 
soll ein Punktesystem entstehen, das jede 
Arbeitsstunde exakt erfasst und darstellt. 
Die Regierung behält sich vor, den Wert der 
erlangten Punkte je nach Schwere der Tätig-

Nachdem wochenlange 
Streiks Präsident Macrons 
Plan einer Rentenreform 

fast zum Scheitern gebracht hätten, ist es in 
den letzten Tagen ruhiger um das Projekt 
geworden. 

Das lag erstens an den wachsenden Kosten des 
Ausstandes, der für alle Beteiligten schlicht 
zu teuer wurde. Außerdem konnte die zuletzt 
bröckelnde Gewerkschaftsfront nur teilweise auf 
die Unterstützung der öffentlichen Meinung 
zählen. Während über 65 % der Franzosen die 
sozialen Proteste für gerechtfertigt hielten, unter-
stützte eine ebenso deutliche Mehrheit bis 
zum Ende das Grundanliegen der Reform: ein 
einfacheres, gerechteres Rentensystem. 

Dieses Rätsel – ein Teil der Befürworter der 
Reform hält gleichzeitig auch die Proteste für 
legitim – erklärt sich erst bei näherem Hinsehen: 
Die größten Schwierigkeiten hatte die Regierung 
sich selbst eingebrockt, als sie, anstatt auf den 
mit den Sozialpartnern erzielten Kompromiss zu 
setzen, das Reformpaket vor Weihnachten um ei-
ne Erhöhung des abschlagsfreien Renteneintritts­
alters auf 64 Jahre ergänzte. Erst nachdem 
Premierminister Philippe diese Ankündigung teil-
weise zurücknahm, konnte die Regierung wieder 
auf die Unterstützung der größten Einzelgewerk-
schaft (CFDT) zählen, und das Reformpaket ging 
in das parlamentarische Verfahren. 

Die Regierung brachte dazu zwei Gesetzes­
vorschläge in die Assemblée nationale ein:  
Zum  einen das eigentliche Reformpaket, das 
eine einheitliche, auf einem Punktesystem 
basierende Rentenversicherung einführen soll. 
Zum anderen einen Gesetzesvorschlag, der 
die zukünftige Rentenkasse zur finanziellen 
Stabilität verpflichtet. 

Anstatt einfach eine Erhöhung des Renteneintritts-
alters zu beschließen, spielt die Regierung damit 
den Ball (vorerst) wieder den Sozialpartnern zu. 
Diese sind nun angehalten, bis April Vorschläge zu 
erarbeiten, um die langfristig ausgeglichene und 
schuldenfreie Finanzierung des Rentensystems zu 
gewährleisten. Ob ein tragbarer Kompromiss er-
reichbar ist, bleibt derzeit offen. Eine längere Le-
bensarbeitszeit wird zumindest von vier beteiligten 
Gewerkschaften nicht völlig abgelehnt, aber an die 
Bedingung geknüpft, dass sie nicht pauschal für 
alle Arbeitnehmer eingeführt wird, ohne deren in-
dividuelle Erwerbsbiographie zu berücksichtigen. 
Außerdem fordern sie eine angemessene Lasten­
teilung, die auch den Arbeitgebern einen beträcht-
lichen Beitrag zur Finanzierung der gesetzlichen 
Renten abverlangt. Kein Thema ist die Absenkung 
des gesetzlichen Rentenniveaus und der Rückgriff 
auf alternative betriebliche bzw. kapitalgedeckte 
Altersvorsorgen, wie sie die meisten im Privat­
sektor angestellten Franzosen heute bereits 
haben. 

Im Parlament trafen die Gesetzesvorschläge auf 
heftigen Widerstand. Insbesondere die linke 
Opposition blockierte das Verfahren mit zuletzt 
40.000 Änderungsanträgen. Die Beratungen und 
Debatten hätten sich dann leicht über die Som-
merpause hinaus hinziehen können und der 
Opposition eine Bühne geboten, um sich über den 
Widerstand gegen die Rentenreform zu profilieren.

Rentenreform in Zeiten des Coronavirus:  
Mit der Brechstange durchs Parlament

Rentner beim Pétanque-Spiel, Square des Batignolles, Paris.     	          	          Quelle: KoS / CC BY-SA,  
https://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/d/d7/Petanque_batignolles.jpg

keit und entsprechend der spezifischen Be-
dingungen der einzelnen Branchen auszule-
gen. Ziel ist u.a. die Einführung einer sozialen 
Mindestrente sowie die bessere Absicherung 
bei nicht linearen Berufsbiographien, also 
Unterbrechungen wegen Eltern- oder Erzie-
hungszeiten oder Weiterbildung. Damit zielt 
die Regierung insbesondere auf Frauen ab, 
die auch in Frankreich häufiger über nied-
rigere Rentenbezüge verfügen und damit 
einem stärkeren Risiko in Bezug auf Alters­
armut ausgesetzt sind. Die Gegner der Re-
form fürchten insbesondere eine Verschlech-
terung ihrer teilweise sehr vorteilhaften 
Sonderregelungen. 

Fakten zur Rentenreform in Frankreich: Aus 42 Rentenkassen soll eine einzige 
universale werden / auch Beamte und Selbständige zahlen ein 
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Am 29. Februar griff Premierminister Edouard 
Philippe deshalb auf den Werkzeugkasten des 
„rationalisierten Parlamentarismus“ zu. Damit 
wird das Machtungleichgewicht zugunsten der 
Regierung bezeichnet, das die Verfassung 
der V. Republik charakterisiert. Indem Philippe 
die Verabschiedung der Rentenreform mit der 
Vertrauensfrage verband, erübrigte sich die 
Debatte der vielen Änderungsanträge. Statt­
dessen sieht der von Philippe benutzte Artikel 
49-3 der französischen Verfassung in diesem Fall 
vor, dass der ursprüngliche Gesetzesvorschlag 
der Regierung ohne Änderungsanträge und 
Diskussion angenommen ist, wenn keiner der 
Misstrauensanträge gegen den Premierminister 
eine Mehrheit findet. Genau dies geschah am 

frühen Morgen des 4. März. Die Rentenreform ist 
damit in erster Lesung in der Assemblée nationale 
angenommen, nun hat die zweite Kammer, der 
Senat, das Wort. Dort hat die konservative Oppo-
sition zwar die Mehrheit und kann den Text der 
Regierung verändern. In der dann folgenden zwei-
ten Lesung in der Assemblée können die Abge­
ordneten diese Änderungen jedoch wieder 
rückgängig machen. So konnte Präsident Macron 
tatsächlich hoffen, dass seine Rentenreform noch 
vor der Sommerpause verabschiedet wird. Die Fi-
nanzierungsfrage könnte dann ebenfalls einseitig 
von der Regierung entschieden werden. Premier 
Philippe hat dies vor kurzem erneut für den Fall 
angekündigt, dass die Verhandlungen der Sozial-
partner scheitern. Auch deshalb (und wegen des 
Rückgriffs auf den Artikel 49-3) haben die Ge-
werkschaften CGT und FO den Verhandlungstisch 
schon wieder verlassen.

Wird das Ende dieses Streits auch dazu beitragen, 
die Spaltung der französischen Gesellschaft zu 
überwinden? Blickt man auf die Entschlossenheit 
der Reformgegner und ihre Argumente, scheint 
dies ausgeschlossen. Zum einen stehen die har-
ten Entscheidungen, die zu einer ausgeglichenen 
Finanzierung des Systems führen sollen, ja erst 
noch aus. Zum anderen sehen sich viele Reform-
gegner durch den Rückgriff der Regierung auf 
die „parlamentarische Brechstange“ in ihrer Ab-
lehnung der Regierung bestätigt. Das Versamm-
lungsverbot, das für ganz Frankreich in Zeiten des 
Coronavirus gilt, spielte der Regierung dabei zwar 
zunächst in die Hände. Andererseits liefern die 
Einschränkungen und Kontrollmaßnahmen den 
Gegnern genug Munition, um der Regierung 
neben der Missachtung des Parlaments die Un-
terdrückung der außerparlamentarischen Opposi-
tion vorzuwerfen. Das hier verloren gegangene 

Vertrauen wird Präsident Macron nur noch 
schwer zurückgewinnen können. Dies war die 
Ausgangslage, ehe der Präsident die Verschie-
bung der zweiten Runde der Kommunalwahlen 
mit der Ankündigung verband, bereits beschlos-
sene oder gerade in der Beratung befindliche 
Reformen zunächst auszusetzen – alle Kräfte der 
Verwaltung werden im Moment für die Bekämp-
fung der Epidemie benötigt. Es steht damit also 
wieder Unentschieden zwischen Reformgegnern 
und -befürwortern. Es bleibt abzuwarten, wie sich 
die Dinge weiterentwickeln, wenn wieder halb-
wegs „Normalität“ einkehrt. 

Stefan Seidendorf 	 seidendorf@dfi.de

Renteneintrittsalter
Während der achtzehnmonatigen Konzertation 
mit den Sozialpartnern vor Verkündung des 
Gesetzesvorschlags hatte die Regierung zu-
nächst die Position vertreten, am Rentenein-
trittsalter nichts zu ändern. Seit längerem liegt 
das früheste abschlagsfreie Renteneintritts­
alter im Privatsektor in Frankreich bei 62 Jah-
ren, wenn die Person lange genug einbezahlt 
hat (die meisten Arbeitnehmer werden nach 
aktueller Gesetzeslage zukünftig 43 Beitrags-
jahre vorweisen müssen). Erst kurz vor Weih-
nachten schlug Premierminister Philippe das 
so genannte âge pivot vor, das er nach den 
Weihnachtsferien in âge d’equilibre umbenann-
te. Es sieht vor, dass ein Renteneintritt vor 
64 Jahren auf jeden Fall mit Abschlägen ver-
bunden ist. Wer hingegen später in Rente geht, 
soll mit höheren Bezügen rechnen können. 

Fortsetzung von Seite 6

Rentenfinanzierung
In dem in erster Lesung angenommenen Ge-
setzespaket wird definiert, dass die Renten-
kasse zukünftig ausgeglichen sein muss – was 
entweder eine längere Lebensarbeitszeit oder 
höhere Beiträge oder ein geringeres Renten­
niveau nach sich ziehen würde. Durch eine 
günstigere Demographie und eine insgesamt 
„jüngere“ Bevölkerung als in Deutschland ist 
das zu erwartende Defizit allerdings nicht so 
dramatisch wie in Deutschland vor der Renten-
reform (vorausgesetzt, der Anteil sozialver­
sicherungspflichtiger Beschäftigung bleibt 
halbwegs stabil). Die genaue Ausarbeitung der 
Details, um zu einer ausgeglichenen Renten-
kasse zu kommen, hat die Regierung den 
Sozialpartnern übertragen. Diese arbeiten 
derzeit in einer „Sozialkonferenz“ an einem 
Kompromiss.

Welcher Premierminister 
griff wie oft auf den Artikel 
49-3 zurück?

Quelle:
Assemblée nationale 

 1 Quelle: Paule Bodilis,  
wikicommons.  

Foto inzwischen nicht  
mehr online verfügbar.

Quelle: Paule Bodilis 1
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Neue Motivation und Ideen für die Kommunalpartnerschaften

Zwei Workshops für Vertreter von Städte- 
und Kommunalpartnerschaften fanden im 
Januar 2020 statt: Am Freitag, 17. Januar, im 
Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald 
und am Freitag, 31. Januar, im Landratsamt 
Ludwigsburg. Dies waren zwei von zehn Ter-
minen, die in Baden-Württemberg in ver-
schiedenen Landkreisen angeboten wurden. 

Initiiert vom Staatsministerium Baden-Württem-
berg in Zusammenarbeit mit dem dfi, bietet diese 
Reihe Vertretern von Gemeinden und Vereinen 
die Möglichkeit, sich über ihre Aktivitäten mit den 
Partnerstädten auszutauschen. Dabei geht es um 

die Weitergabe von guten Beispielen und die ge-
meinsame Suche nach Strategien, um Schwierig-
keiten zu begegnen. Wie lässt sich die junge Ge-
neration besser einbinden? Mit welchen innova-
tiven Formaten kann eine Partnerschaft belebt 
werden? Wie können administrative Hürden und 
Haftung klar reguliert werden? Auch zum Thema 
Finanzierungsmöglichkeiten konnten Erfahrungen 
geteilt werden. Die Gespräche wurden vom dfi 
moderiert und ergänzt durch einen umfassenden 
Input und die Erkenntnisse der Studie „Städte-
partnerschaft – den europäischen Bürgersinn 
stärken“, die das dfi und die Bertelsmann Stiftung 
2018 veröffentlichten.

In beiden Landkreisen spielt die Kooperation mit 
Frankreich und auch mit anderen Ländern eine 
große Rolle. In Ludwigsburg zum Beispiel mit der 
ersten offiziellen Partnerschaft zu Frankreich und 
in Freiburg mit Themen des grenzüberschreitenden 
Alltags. Im Landratsamt Breisgau-Hochschwarz-
wald waren knapp 20 Teilnehmer der Einladung 
gefolgt. In Ludwigsburg fand man sich in kleinerer 
Runde mit sieben Teilnehmern. Am Ende nahmen 
die Teilnehmer Erkenntnisse über die Wichtigkeit 
ihrer Arbeit mit, aber auch neue konkrete Impulse 
und Ideen für ihre künftigen Aktivitäten.

Anfang Juli werden voraussichtlich – unter Vor­
behalt – weitere Termine angeboten.

Weitere Informationen zur Reihe: 
https://www.dfi.de/de/Projekte/projekte_ 
fortbil_kommunalpartnerschften.shtml

Bénédicte King	 king@dfi.de 

Die Teilnehmer des Workshops in Freiburg.   Quelle: Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald

Relevante Zukunftsthemen der  
Partnerschaftsarbeit.   Quelle: dfi

Moderierter Erfahrungsaustausch in Ludwigsburg. 	 Quelle: dfi

https://www.dfi.de/de/Projekte/projekte_fortbil_kommunalpartnerschften.shtml
mailto:king@dfi.de
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Auf dem Weg zu einem digitalen Angebot  
für Städte- und Kommunalpartnerschaften

Was bringt ein Auslandspraktikum? 
Und: lässt sich diese Frage überhaupt verallgemeinern? 
Vor einiger Zeit haben wir im dfi aktuell be-
reits über eine Evaluationsstudie berichtet,  
die das dfi im Auftrag des Deutsch-Franzö-
sischen Jugendwerks (DFJW) durchführt. Ziel 
dieser Studie ist es, die Auswirkungen von 
Praktika im Ausland im Rahmen der beruf-
lichen Bildung zu untersuchen. 

Das DFJW bietet verschiedene Programme an, die 
finanzielle Unterstützung und praktische Hilfen bei 
der Realisierung des Auslandsaufenthalts gewäh-
ren. In der Studie interessieren uns sowohl die 
Auswirkungen auf die berufliche Karriere der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer als auch auf die per-
sönliche Entwicklung der jungen Menschen. Au-
ßerdem wollen wir wissen, welche sozialen 
Kategorien und gesellschaftlichen Gruppen beson-
ders profitieren, bzw. für wen es besonders schwer 
ist, ein solches Betriebspraktikum zu verwirklichen. 

Nachdem die Forschungsgruppe des dfi zunächst 
die Praktikumsberichte von etwa 1300 Teil­
nehmenden sowohl quantitativ als auch qualitativ 
ausgewertet hat, wurde im Verlauf des letzten 
Jahres ein Fragebogen entwickelt. Die Rücklauf-
quote auf den Versand war erfreulich hoch. 

Neben den Angaben der ehemaligen Praktikan- 
ten aus der unmittelbaren Praktikumszeit liegen 
damit Vergleichsdaten aus einer Zeit vor, die 
zwischen einem und drei Jahren nach der Prak­
tikumserfahrung liegt.

Mit diesem insgesamt sehr reichhaltigen Material 
können nun Hypothesen und Aussagen zu den 
Auswirkungen der Programme statistisch über-
prüft werden. Die Erkenntnisse werden außerdem 
mit Hilfe von Einzel- und/oder Gruppeninterviews 
validiert, so dass im Laufe dieses Jahres eine um-
fangreiche Studie entstehen wird, deren Resul-
tate über die Einzelfälle hinaus vielversprechende 
Erkenntnisse erwarten lassen. Wir werden an die-
ser Stelle weiter über die Studie berichten.

Für die Forschungsgruppe,  
Susanne Binder	 binder@dfi.de

Welche Unterstützung benötigen die Städte- 
und Kommunalpartnerschaften, um ihre 
Aktivitäten zu dynamisieren, sichtbarer und 
nachhaltiger zu machen? 

Seit 2018 begleiten das Staatsministerium Baden-
Württemberg und das dfi Vertreter der Städte- 
und Kommunalpartnerschaften, organisieren 
Fortbildungen und sammeln Wünsche, Heraus­
forderungen und Ideen für die Zukunft.

Um diese Ideen zu konkretisieren, starten das 
Staatsministerium und das dfi zusammen mit 
SAP Next Gen und zwei Studentengruppen aus 
Mannheim ein neues Projekt. Dabei geht es da-
rum, mit Hilfe der erprobten „Design Thinking 
Methode“ herauszufinden, wie die Aktivitäten 
sinnvoll unterstützt werden können und dement-
sprechend ein digitales Angebot zu entwickeln. 

Dafür werden die Studenten möglichst viele 
und unterschiedliche Partnerschaftsaktivitäten 
beobachten und mit den Verantwortlichen und 
Teilnehmern Interviews führen. Ausgehend von 
diesen Gesprächen wird laufend an einem 
„Produkt“ gearbeitet, welches wiederum von 

weiteren Beteiligten getestet und weiterent­
wickelt werden kann. Bis zum Herbst 2020 soll 
im besten Fall ein erster umfassender Prototyp 
entstehen.

Bénédicte King	 king@dfi.de

Quelle: Ralf Roletschek,
https://upload.wikimedia.
org/wikipedia/commons/ 
c/c5/12-03-20-archenhold-
oberschule-by-RalfR-14.jpg
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Deutsch-französischer Tag für Französischlehrerinnen  
und Französischlehrer in Stuttgart
Am 6. März 2020 fand im Regierungspräsi
dium Stuttgart ein deutsch-französischer Tag 
für Französischlehrerinnen und -lehrer zum 
Thema „La jeunesse et l’école en France 
à l’heure du numérique“ (Jugend und Schule 
in Frankreich im digitalen Zeitalter) statt, 
eine gemeinsame Veranstaltung des Deutsch-
Französischen Instituts (dfi), des Institut 
français Stuttgart und des Regierungsprä
sidiums Stuttgart.

Zu Beginn der Veranstaltung begrüßten die Orga-
nisatoren der Tagung – Anne Löcherbach, Fachre-
ferentin für Französisch am Regierungspräsidium 
Stuttgart, Charlotte Spielewoy, Attachée für 
Sprache und Bildung für Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und Saarland am Institut français 
Stuttgart, und Martin Villinger, Leiter der Frank-
reich-Bibliothek des dfi Ludwigsburg – die ca. 
70 Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Anschließend konnten sich die Französisch­
lehrenden aussuchen, an welchen zwei der vier 
angebotenen Ateliers sie teilnehmen wollten:

•	 Im ersten Atelier, Landlust – Schule und 
Chancen abseits der Metropolen, beschrieb 
Martin Villinger, dfi, die Lebensumstände in den 
Räumen, die in der französischen Presse oft als 
La France périphérique (dt. das periphere 
Frankreich) bezeichnet werden. Zunächst stellte 
Villinger klar, dass diese Bezeichnung zu allge-
mein ist: Die ca. 34.000 Städte und Gemeinden, 
die darunter zusammengefasst werden, sind sehr 
heterogen, entwickeln sich sehr unterschiedlich 
und müssen deshalb differenziert betrachtet wer-
den. Einen Teil seines Vortrags widmete er der 
Situation im Umkreis der aufstrebenden Metro­
polen wie z. B. Toulouse, in denen der Raum für 
den Bau neuer Einfamilienhäuser, die 80 % der 
Franzosen als die ideale Wohnform ansehen, we-
gen der raumgreifenden Erschließung von Neu-
baugebieten immer knapper wird und die Wege 
zum Arbeitsplatz immer länger werden. Parallel 
dazu ging er auf die Situation im ländlichen bzw. 
isolierten Frankreich ein, in denen viele Schüler 
über 30 km von ihrem Lycée entfernt wohnen. 
Zum Abschluss stellte Villinger Maßnahmen vor, 
die die Regierung 2019 auf den Weg gebracht hat, 
um das Leben in diesen Regionen attraktiver zu 
machen.

•	 Mit Hilfe welcher Apps und Webseiten das 
Französischlehren und -lernen ergänzt werden 
kann, zeigte Maryna Bidenko, Französischlehrerin 

in Frankfurt a.M., im Atelier Les applis au ser-
vice du FLE. Bei der Nutzung digitaler Angebote 
sei es wichtig zu prüfen, welche Kompetenzen 
durch die Nutzung verbessert werden können, ob 
diese für Schüler verschiedener Niveaus geeignet 
sind und welche Anwendungshürden es gibt, wie 
etwa eine notwendige Registrierung, Alters­
beschränkungen oder anfallende Kosten. In inter-
aktiven Umfragen konnten die Teilnehmer des 
Ateliers ihre Erfahrungen mit bereits bekannten 
digitalen Lernangeboten austauschen und neue 
Apps und Webseiten gemeinsam ausprobieren.

•	 Die Realisierung eines Webradio- 
Programms als Lernmethode stellte Sophie 
Philippi, Koordinatorin des Verbindungszentrums 
für Information und Kommunikation (Clemi) 
Straßburg, in ihrem Atelier vor. Das Webradio ist 
eine interessante und neuartige Methode, um die 
Produktion und Verbreitung von Audio-Inhalten 
für alle zugänglich zu machen. Es stärkt die für 
die Informationsproduktion notwendigen Medien-
kompetenzen und bietet gleichzeitig die Möglich-
keit, kritisches Denken zu entwickeln. Wie man 
ein solches Webradio realisiert, erklärte Sophie 
Philippi anhand von Erfahrungsberichten. Sie 
stellte allen Teilnehmern einen Leitfaden zur 
Projektdurchführung zur Verfügung und schlug 
Webseiten zur Hilfestellung bei der Realisierung 
eines Webradio-Projektes vor.

•	 Im vierten Atelier, Beyond Reality: Zeit- 
gemäße Bildung mit Extended Reality, geleitet 
von Stephanie Wössner, Französischlehrerin und 
freie Beraterin beim Klett-Verlag, ging es um Mög-

lichkeiten für Französischlehrerinnen und 
-lehrer, digitale Transformation in Medienent­
wicklungspläne einzubringen und damit didak-
tische Konzepte zu erstellen. Mit ihrer Hilfe 
sollen Schülerinnen und Schüler zeitgemäß 
Französisch lernen und dabei unterstützt wer-
den können. Gleichzeitig soll ihnen so der 
Umgang mit technischen Geräten beigebracht 
werden und mit Tablets und PCs ein digitaler 
Mehrwert geschaffen werden. Wössner betonte, 
dass es wichtig sei, dass Schüler Spaß beim 
Lernen haben und mit Leidenschaft an die Sa-
che herangehen, denn nur so könne der Lern-
prozess positiv und langanhaltend gefördert 
werden. Ein 360-Grad-Video allein reiche nicht 
aus, Schülerinnen und Schüler mit dem Umgang 
von Extended Reality vertraut zu machen, so 
Wössner weiter, vielmehr müsse die eigene 
Erschaffung von 3D-Welten und die Interaktion 
damit im Zentrum des Unterrichts stehen.

Beim Begrüßungskaffee und in der Pause 
zwischen den Ateliers konnten sich die 
Französischlehrenden an den Ständen des 
Deutsch-Französischen Instituts, des Institut 
français und der Verlage Klett, Cornelsen und 
Reclam über deren Angebote informieren.  
Dank der Förderung durch die drei Verlage und 
der Gastfreundschaft des Regierungspräsi- 
diums konnte der deutsch-französische Tag für 
Französischlehrerinnen und -lehrer dieses Jahr 
zum elften Mal stattfinden.

Anja Willke	willke@dfi.de
Tina Tran	 tran@dfi.de

Stephanie Wössner referierte über zeitgemäße Bildung mit Extended Reality.          Quelle: dfi
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In der Woche vom 9. bis 13. März recherchier-
ten Thea Göhring für ihre Promotion an der Uni-
versität Bonn und Daniela Melnikov für ihre 
Staatsexamensarbeit an der Universität Kassel 
in der Frankreich-Bibliothek. Wir haben sie 
gefragt, ob sie von ihrem Aufenthalt profitiert 
haben.

„In meiner wissenschaftlichen Hausarbeit für das 
erste Staatsexamen beschäftige ich mich mit den 
Auslandskorrespondenten der deutschen Presse 
und des deutschen Rundfunks in Frankreich in den 
1970er Jahren. Ich möchte herausfinden, wer die 
Frauen und Männer waren, deren Berichterstattung 
das Frankreichbild der Deutschen in den ersten 
Jahren der deutsch-französischen Freundschaft sehr 
geprägt hat. Da die Onlinearchive der meisten 
Tageszeitungen nicht so weit zurückgehen, war für 
mich die analoge Artikelsammlung der Frankreich-
Bibliothek aus dieser Zeit eine große Hilfe beim 
Einstieg in mein Thema. Durchgesehen habe ich die 
Dossiers zu Wahlkampf, Algerienkrieg, Bildungs­
politik und dem wechselseitigen Bild voneinander; 
ca. 100 Artikel habe ich für eine präzisere Auswer-
tung gescannt. Bei meinem Aufenthalt habe ich von 
einem Mobilitätsstipendium des dfi profitiert, mit 
dem frankreichbezogene Arbeiten jüngerer Wissen-
schaftler gefördert werden. Im nächsten Schritt 
werde ich nun versuchen, mit noch lebenden 
Frankreichkorrespondenten in Kontakt zu treten, 
um sie zu interviewen. Ergebnis meiner Arbeit soll 
eine Sammelbiographie der deutschen Frankreich-
korrespondenten in den 1970er Jahren sein.“ 	
Daniela Melnikov

„In meinem Dissertationsprojekt untersuche ich 
den französischen Präsidentschaftswahlkampf 
2017 aus sprachwissenschaftlicher Perspektive. 
Eine wichtige Rolle spielt dabei die Frage, mit 
welchen sprachlichen Mitteln sich die Kandidaten 
voneinander absetzen und welche Begriffe sie 
besetzen. Emmanuel Macron ist es z. B. gelungen, 
den Begriff Révolution, der ja auch Titel seines 
2016 erschienen programmatischen Buches war, 

für sich zu vereinnahmen. Auch den Begriff 
Patriotes, der zum traditionellen Vokabular 
Marine Le Pens gehört, hat er zu seinen 
Gunsten zu nutzen gesucht, indem er einen 
Gegensatz zwischen Patriotes und Nationalistes 
hergestellt hat. Marine Le Pen hingegen diffa-
mierte Macron als Mondialiste und stellte sich 
selbst als die einzig wahre Patriotin unter den 
Kandidaten dar. In die Frankreich-Bibliothek bin 
ich gekommen, weil hier bundesweit einer der 
besten Literaturbestände zu meinem Thema 
vorhanden ist, insbesondere was aktuelle 
politik- und sozialwissenschaftliche Literatur 
angeht. Für die Vorbereitung meines Aufent-
halts war das Angebot ‚Das Wahljahr 2017 in 
Frankreich‘ auf der Website des dfi sehr 
hilfreich. Die darin enthaltene Bibliographie 
bietet einen umfassenden Überblick über die 
wissenschaftliche Literatur dazu.“ 	  
Thea Göhring 

Die Gespräche führte Martin Villinger	

villinger@dfi.de

Daniela Melnikov ist Studentin auf 
Lehramt an Gymnasien in den Fächern 
Französisch und Physik.         Foto: dfi

Frankreichkorrespondenten und Wahlkampf 2017 – 
Arbeitsaufenthalte in der Frankreich-Bibliothek

Thea Göhring promoviert im Fach Französische Sprachwissenschaft.	 Foto: dfi
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Doppelabschluss als Karriere-Sprungbrett

Die Absolventenstudie der 
Deutsch-Französischen 
Hochschule (DFH) belegt den 
Mehrwert binationaler 
Studiengänge

Hochschulabsolventen mit deutsch-französischem 
Doppelabschluss gelingt schnell der Berufs­
einstieg, an den sich eine internationale Karriere 
anschließt.1 „Arbeitgeber suchen dringend inter-
national ausgebildete Fachkräfte, die neben 
fundiertem Fachwissen auch über sprachliche 
und interkulturelle Kompetenzen verfügen.  
Durch das Studium in zwei Ländern haben  
DFH-Absolventen genau dieses Profil“, erklärt 
Prof. Dr. Olivier Mentz, Präsident der DFH.

Entsprechend hatten die wenigsten Probleme 
bei der Stellensuche. Spätestens drei Monate 
nach Studienabschluss haben rund 70 % der 
Befragten eine Stelle gefunden, die ihrer Aus-
bildung entspricht. Jeder Dritte erhielt die 
Jobzusage sogar noch vor Ende des Studiums. 
Dabei sind die Absolventen der deutsch-
französischen Studiengänge längst nicht auf 
Deutschland oder Frankreich beschränkt: 
Jeder fünfte Befragte hat seine erste Stelle in 
einem Drittland angetreten, z. B. in der 
Schweiz, Luxemburg, Belgien, Großbritannien 
oder Österreich. Zudem haben die meisten 
einen internationalen Bezug bei der Arbeit. 

Aus all diesen Gründen würden 93,5 % der Um­
frageteilnehmer zukünftigen Studierenden einen 
integrierten deutsch-französischen Studiengang 
unter dem Dach der DFH empfehlen.

Weitere Informationen: 
https://www.dfh-ufa.org/app/uploads/2020/ 
01/DFH_Alumni_Studie_180x297_D_01_20_
web.pdf
 1

Kontakt: 
Sandra Leeder leeder@dfh-ufa.org 

1	 Rund 3.190 Absolventen der deutsch-französischen 
Studiengänge unter dem Dach der DFH haben an der Studie 
teilgenommen, die die DFH im Rahmen ihres 20-jährigen 
Jubiläums durchgeführt hat.

Quelle: DFH-UFA

Bis zur Sommerpause  
finden keine Veranstaltungen statt.

Wir freuen uns  
auf Veranstaltungen nach der Krise.

Termine
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